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185 Rechts verordnung 


betr. ein Verbot des Verkaufs landwirtſchaftlichen Inventars. 
Vom 13. Oktober 1937. 


Auf Grund des 8 1 Ziff. 65 und 67 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273), ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Ge⸗ 
ſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
8 1 
Soweit der Eigentümer eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks zugleich Eigentümer des darauf 
befindlichen Inventars it, darf er das Inventar in feiner Geſamtheit nur zuſammen mit dem Grund- 
ſtück veräußern. Einzelne Inventarſtücke dürfen, ſoweit nicht andere geſetzliche Beſtimmungen entgegen⸗ 
ſtehen, nur im Rahmen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft veräußert und vom Hofe entfernt werden. 


* 
Der Vorſitzende des Siedlungsamtes kann auf Antrag Ausnahmen von dem Verbot des § 1 zu⸗ 
laſſen, wenn die beſonderen Umſtände des Einzelfalles dies erfordern. 


8 3 
Verträge, die entgegen dem Verbot des $ 1 abgeſchloſſen werden, ohne daß eine Ausnahmege⸗ 
nehmigung des Vorſitzenden des Siedlungsamts gemäß $ 2 vorliegt, find nichtig. 


8 4 

Iſt das Inventar auf Grund eines nichtigen Vertrages bereits von dem Hof entfernt, jo kann 
der Vorſitzende des Siedlungsamts von dem Veräußerer und dem Erwerber die Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes und, ſoweit dies nicht möglich iſt, die Anſchaffung von Erſatzſtücken verlangen. 
Wird dieſem Verlangen nicht binnen eines Monats entſprochen, fo kann der Vorſitzende des Sied⸗ 
lungsamts ſowohl gegen den Veräußerer als auch gegen den Erwerber Ordnungsſtrafen bis zur Höhe 
von 10000, — G feſtſetzen. Die Einziehung der Ordnungsſtrafen erfolgt im Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren. 

Artikel II 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 13. Oktober 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
L 3 Greiſer Rettelsty 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 11. 1937.) 
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186 Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich des Erſten Abkommens zur Vereinheitlichung des Luftprivatrechts 
Matifitation durch Dänemark und Norwegen). 
Vom 22. Oktober 1937. 


Das am 12. Oktober 1929 in Warſchau unterzeichnete Abkommen zur Vereinheitlichung von 
Negeln über die Beförderung im internationalen Luftverkehr nebſt Zuſatzprotokoll vom gleichen Tage 
(G. Bl. 1935 S. 811) iſt von Dänemark und Norwegen ratifiziert worden. Die Ratifikationsurkunden 
ſind am 3. Juli 1937 in Warſchau niedergelegt worden. Die Königlich⸗Däniſche Regierung hat bei 
Niederlegung der Ratifikationsurkunde erklärt, daß ſich die Ratifikation nicht auf Grönland bezieht. 

Von dem Vorbehalt des Zuſatzprotokolls zum Artikel 2 des Abkommens haben Dänemark und 
Norwegen keinen Gebrauch gemacht. Gemäß feinem Artikel 37 Abſ. 2 tritt das Abkommen für 
Dänemark und Norwegen mit dem 1. Oktober 1937 in Kraft. 

Dieſe Bekanntmachung ergeht im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 24. Juni 1937 (G. Bl. 
S. 449). 


Danzig, den 22. Oktober 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III L 60 O7 W X/37 Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


—— — mnere van anne 


Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


